
Befreiungsverfahren 
Nach erfolgter Zulassung kann über eine Befreiung von der 
Rentenversicherungspflicht für diese Tätigkeit entschieden werden. 
Liegen die weiteren Voraussetzungen nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1SGB 
VI vor, ist die Befreiung auszusprechen. 
Daneben können Syndikusrechtsanwälte, die in der Vergangenheit nicht 
mehr im Besitz einer gültigen Befreiungsentscheidung waren, nach 
neuem Recht zugelassen und von der Rentenversicherungspflicht befreit 
werden, bis zum Ablauf des 01. April 2016 einen zusätzlichen Antrag auf 
rückwirkende Befreiung stellen (§ 231 Abs. 4b SGB VI). Auch 
Syndikusrechtsanwälte, die nach neuem Recht zugelassen, aber wegen 
einer im zuständigen Versorgungswerk geltenden Altersgrenze dort nicht 
mehr Pflichtmitglied werden können, haben die Möglichkeit, einen Antrag 
auf rückwirkende Befreiung zu stellen, wenn die Altersgrenze bis zum 31. 
Dezember 2018 aufgehoben wird. Der Antrag kann bis zum Ablauf von drei 
Kalendermonaten nach Inkrafttreten der Aufhebung der Altersgrenze 
gestellt werden (§ 231 Abs. 4d SGB VI). 
Erfolgt eine rückwirkende Befreiung, sind die zu Unrecht gezahlten 
Beiträge frühestens ab dem 1. April 2014 zu beanstanden und 
unmittelbar an die zuständige berufsständische Versorgungs-Einrichtung 
zu erstatten (§ 286f SGB VI). Ein Anspruch auf Verzinsung des 
Erstattungsbetrages nach § 27 Abs. 1 SGB IVbesteht nicht. 
Die aktuellen Antragsvordrucke für die Befreiung, die Rückwirkung der 
Befreiung und die Beitragserstattung finden Sie am Ende dieser Seite. 
Da es sich bei der in § 231 Abs. 4b SGB VI genannten Frist um eine 
Ausschlussfrist handelt, sind der Antrag auf Rückwirkung der Befreiung 
und der hiermit verbundene Antrag auf Beitragserstattung ausschließlich 
bei der Deutschen Renten-Versicherung Bund zu stellen. Ein 
Antragseingang bei den Versorgungswerken hat keine fristwahrende 
Wirkung. Um die Frist nicht zu versäumen, sollten daher Personen, die 
sich gleich zu Anfang des Jahres 2016 für die Ausübung einer Tätigkeit 
als Syndikusrechtsanwalt entscheiden, zeitgleich mit dem 
Zulassungsantrag einen Befreiungsantrag sowie einen Antrag auf 
Rückwirkung der Befreiung und einen Antrag auf Beitragserstattung 
stellen. 
Für die Erteilung der Befreiung einschließlich der Rückwirkung der 
Befreiung ist ausschließlich die Deutsche Rentenversicherung Bund 
zuständig. Diese fungiert außerdem für die Erstattungsanträge als 
Annahme- und Verteilstelle für alle Rentenversicherungsträger. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten analog für 
Syndikuspatentanwälte. 


